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Zuviel ist zuviel 

Kommunale Kassenkredite 
Seit Beginn des neuen Jahrtausends rückt eine neue Form der kommunalen 
Verschuldung in den Mittelpunkt des Interesses: der Kassenkredit. Immer 
weniger Kommunen können die Differenzen zwischen laufenden Einnahmen 
und laufenden Ausgaben ohne Defizit abschließen. Das Heft stellt empirische 
Befunde zur aktuellen Situation im regionalen Vergleich dar. Die Autoren un­
tersuchen darüber hinaus die Ursachen des Phänomens und skizzieren Wege 
aus der strukturellen Unterfinanzierung der Kommunen. 

n	 Kommunale Kassenkredite – hohe Belastung jetzt, hohes Risiko für die 
Zukunft 

n	 Eckdaten der kommunalen Kassenkredite 

n	 Ursachen für die Inanspruchnahme 

n	 Schlussfolgerungen für die politische Diskussion. 



2 Hauptüberschrift | Kernaussage
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2 Kommunale Kassenkredite | Vorwort 

Vorwort
 

„Städtische Finanzen: Kollaps oder Reformen!“, „Diese Stadt will leben“, „Haushalte 

verharren im Defizit“ – das sind einige der Schlagzeilen, welche die Situation der Kommunal­

finanzen beschreiben. Grundsätzliche Lösungen sind bislang nicht in Sicht. Vielerorts ist der 

Investitionsstau nicht zu übersehen. Bau, Ausbau und Unterhalt kommunaler Einrichtungen – 

vieles steht unter Finanzierungsvorbehalt. 

Um die Differenz zwischen laufenden Einnahmen und laufenden Ausgaben zu schließen, 

müssen immer mehr Kommunen auf so genannte Kassenkredite zurückgreifen. Bis Mitte der 

1990er Jahre kam diesem Instrument noch jene Rolle zu, die es eigentlich hat: kurzfristige 

Sicherung der Zahlungsfähigkeit. Jetzt ist Realität: In vielen Städten, Gemeinden oder 

Landkreisen überragen die Kassenkredite gar die für die Investitionen aufgenommenen 

sogenannten fundierten Schulden. 

Der Kassenkredit ist also längst zu einem Indikator geworden, der die prekäre Finanzsituation 

der kommunalen Gebietskörperschaften deutlich macht. Unsere Auswertung im bundesweiten 

regionalen Vergleich zeigt, dass die kommunalen Gebietskörperschaften in ihrer Hand­

lungsfreiheit unterschiedlich stark durch Kassenkredite eingeschränkt sind. Gleichfalls zeigen 

wir Ursachen für die Explosion der Kassenkredite auf und stellen Lösungsansätze vor. Deutlich 

wird: Kurzfristige Lösungen wird es kaum geben. Kassenkreditbestände, die sich zum Teil über 

Jahrzehnte angesammelt haben, lassen sich nicht über Nacht wegzaubern. Ein langer Atem 

mit einer Konsolidierungsstrategie auf kommunaler Ebene wird notwendig sein. Ebenso muss 

die Länderseite ihren Beitrag leisten. Ein Urteil des Verfassungsgerichtshofes Rheinland­Pfalz 

vom 14. Februar 2012 spricht hier eine klare Sprache. Ohne den Bund wird es dauerhaft auch 

nicht gehen. 

Dr. Markus Eltges Renate Müller­Kleißler 

Referat Raum­ und Stadtbeobachtung 
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Abbildung 1 

Langfristige Entwicklung der kommunalen Kassenkredite 
Mrd. Euro 
50 

* 1. Halbjahr 2011 
Kassenkredite einschließlich Extrahaus­
halt, ab 2006 einschließlich ausgewählter40 
öffentlicher Fonds, Einrichtungen und 
Unternehmen, die nach dem Europäischen 
System volkswirtschaftlicher Gesamtrech­

30 nung (ESVG) zum Sektor Staat zählen 

20 

10 

0 * 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung 
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Kommunale Kassenkredite – hohe Belastung jetzt,
 
hohes Risiko für die Zukunft
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Kommunale Kassenkredite sind 
von der Ausnahme zur Regel 

geworden. Ihr Volumen ist seit der 
Jahrtausendwende sprunghaft 

angestiegen, auf über 44 Mrd. im 
September 2011. Kurzfristig ist die 

Liquidität gesichert, das Geld für 
Investitionen fehlt hingegen. 

Die öffentliche Verschuldung ist zu 
hoch. Bund, Länder und kommunale 
Gebietskörperschaften haben nicht 
zuletzt wegen Steuerausfällen und 
Rettungsaktionen im Rahmen der 
Finanzmarktkrise im Jahr 2010 die 
Hürde von 2 Bio. Euro Staatsschul­
den erstmals überschritten. Damit 
sind Größenordnungen erreicht, die 
gesellschaftspolitisch kaum noch 
zu vermitteln und immer weniger 
„finanzmarktverträglich“ sind. Anpas­
sungen tun Not. Mit der sogenannten 
Schuldenbremse hat die deutsche 
Finanzpolitik reagiert: Die Haushalte 
von Bund und Ländern sollen grund­
sätzlich ohne Kredite ausgeglichen 
werden.1 Somit schließt sich für die 
öffentlichen Haushalte das „Ventil“ 
der Verschuldung bis spätestens 2019 
und stellt alle föderalen Ebenen unter 
erheblichen fiskalischen Anpas­
sungsdruck. 

Auch wenn das Thema „Euro­Stabi­
lisierung“ die öffentliche Diskussion 
prägt, darf nicht übersehen werden, 
dass in den Städten und Gemeinden 
der Anpassungsdruck durch die 
Schuldenkrise schon lange spürbar 
ist. Der Finanzierungssaldo ist in 
West­ und Ostdeutschland über lange 
Zeiträume eher negativ als positiv. 

Hierin spiegelt sich die strukturelle 
Unterfinanzierung kommunaler 
Haushalte wider. Zum 30. Juni 2011 
verbuchten die kommunalen Gebiets­
körperschaften Schulden in Höhe 
von über 128 Mrd. Euro. Im Jahr 2000 
waren es noch 30 Mrd. Euro weniger. 
Bäder werden geschlossen, Öff­
nungszeiten der Büchereien gekürzt, 
Theater stehen vor dem Aus, Schulen 
werden nicht saniert, Zuschüsse 
für Sportvereine gekürzt oder ganz 
gestrichen. Trotz dieser schmerz­
haften Schritte müssen immer mehr 
kommunale Gebietskörperschaften 
die Differenz zwischen laufenden 
Einnahmen und laufenden Ausgaben 
durch so genannte Kassenkredite 
schließen. 

Von der Ausnahme   
zur Regel 

Ein solcher Kassenkredit soll – ver­
gleichbar dem Überziehungskredit 
auf dem privaten Girokonto – grund­
sätzlich zur kurzfristigen Sicherung 
der Liquidität dienen. Dass die Aus­
nahme „Kassenkredit“ längst zur 
Regel geworden ist, zeigt der Blick in 
die Vergangenheit. Spielten Kassen­
kredite von 1965 bis 1990 kaum eine 
Rolle in den deutschen Rathäusern 
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Tabelle 1 

Bundesland 

2006 bis 2008
sehr 

schwach schwach 
durch­

schnittlich stark 
sehr 
stark 

außeror­
dentlich 

stark 
Summe 

Baden­Württembarg 0 17 27 99 327 651 1 121 
Bayern 6 199 381 613 641 271 2 111 
Brandenburg 15 101 95 67 104 45 427 
Hessen 10 114 106 83 74 53 440 
Mecklenburg­
Vorpommern 27 174 128 127 143 104 703 

Niedersachsen 12 197 212 180 168 41 810 
Nordrhein­Westfalen 9 113 101 86 69 44 422 
Rheinland­Pfalz 52 571 390 334 466 428 2 241 
Saarland 4 26 14 9 3 2 58 
Sachsen 5 91  98 102 111 37 444 
Sachsen­Anhalt 44 336 220 145 98 24 867 
Schleswig­Holstein 7 78 131 217 229 184 846 
Thüringen 12 208 232 194 198 92 936 
Summe 203 2 225 2 135 2 256 2 631 1 976 11 426 

Quelle: Fitch 

Kommunen in Deutschland: Bonität nach Bundesland 

und Kreisverwaltungen, so ist seit 
Mitte der 90er Jahre ein stetiger 
Bedeutungszuwachs zu beobachten 
(vgl. Abb. 1). 1992 wurden 1,5 Mrd. 
Euro an Kassenkrediten in Deutsch­
land beansprucht. 1998 waren es 
fast 6 Mrd. Euro. Seit 2002 nimmt die 
Dynamik rasant zu.2 2008 betrug das 
Volumen schon 30 Mrd. Euro. Langfri­
stige Daueraufgaben und zahlreiche 
gesetzliche Pflichtaufgaben, insbe­
sondere im sozialen Bereich, machen 
schnelle Anpassungen unmöglich. 
Zudem haben über die Zeit die Dy­
namiken bei den Zuweisungen durch 
die Länder und bei den kommunalen 
Steuereinnahmen nicht mit der 
Entwicklung bei den Ausgaben für 
soziale Leistungen Schritt gehalten. 
Wahrend im Durchschnitt der Jahre 
2001 bis 2010 die Zuweisungen durch 
die Länder und die kommunalen 
Steuereinnahmen um rund 3 % p.a. 
zulegten, waren für die sozialen 
Leistungen jahresdurchschnittliche 
Wachstumsraten von 5 % zu ver­
zeichnen. Im Krisenjahr 2009 sind die 
Kassenkredite dann sprunghaft auf 
fast 35 Mrd. Euro angestiegen. Plötz­
liche Steuereinbrüche konnten nicht 

durch kurzfristige Sparmaßnahmen 
kompensiert werden. Am 30. Septem­
ber 2011 beliefen sich die Kassen­
kredite auf über 44 Mrd. Euro. 

Da Kassenkredite Bestandteil der 
öffentlichen Verschuldung sind und 
voll und ganz in die Meldung der 
Maastricht­Kriterien eingehen, hat 
das Problem auch etwas mit dem 
Thema Euro­Stabilisierung zu tun (vgl. 
Gauss/Scharfe 2010: 759). Auch wenn 
das Volumen der Kassenkredite im 
Vergleich zu den gesamten Staats­
schulden gering erscheint, sollte 
die psychologische Wirkung von 
drohenden Zahlungsschwierigkeiten 
deutscher Städte und Gemeinden auf 
die Finanzmärkte nicht unterschätzt 
werden. Die Frankfurter Rating­
Agentur Fitch (2010) bewertete die 
finanzielle Lage von 11 426 deutschen 
Städten und Gemeinden hinsichtlich 
der Kreditqualität. 203 Kommunen 
wurden hierbei als „sehr schwach“ 
und 2 225 als „schwach“ eingestuft 
(s. Tab. 1) (vgl. FitchRatings 2010). 
Fitch sieht damit jede fünfte Stadt 
oder Gemeinde in einer schwierigen 
Bonitätslage. Aufhorchen ließ auch 

Kommunale Kassenkredite. Worauf ist bei  

regionalen Vergleichen zu achten? 

Auf jeder Verwaltungsebene können Kassen

kredite anfallen. Somit verlangt ein regionaler  

Vergleich auch eine vergleichbare Verwal

tungsgliederung. Damit wird zum einen eine  

vollständige Erfassung der gemeindlichen  

Ebene sichergestellt; zum anderen werden  

die Ergebnisse nicht durch unterschiedliche  

Aufgabenwahrnehmungen zwischen den  

kommunalen Ebenen verzerrt. 

Um ein vollständiges Bild zur Inanspruchnah

me von Kassenkrediten vorzulegen, bedarf es  

demnach der Einbeziehung der Kassenkredite  

der Kreisverwaltungen, der Gemeinden im  

kreisangehörigen Raum und der kreisfreien  

Städte. Damit ist ein bundesweiter Vergleich  

nicht mehr durch unterschiedliche Aufgaben

wahrnehmungen zwischen den kommunalen  

Ebenen beeinträchtigt. Dennoch können  

immer noch Unterschiede in der Aufgaben- 

und/oder Kostenteilung zwischen Landes- und  

Kommunalebene die Ergebnisse beeinflussen.  

Zudem muss bei Analysen zwischen den kom

munalen Gebietskörperschaften West- und  

Ostdeutschlands unterschieden werden. Zu  

unterschiedlich sind auch nach über zwanzig  

Jahren Deutsche Einheit die fiskalischen Rah

menbedingungen. Dazu zählen die Regelungen  

des Solidarpaktes II. 
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eine Pressemeldung im Oktober 2011. 
Eine Bank verweigerte einer nicht 
genannten Kommune in Nordrhein­
Westfalen die Verlängerung von 
Kassenkrediten. Das Beispiel könnte 
Schule machen, insbesondere dann, 
wenn steigende Zinsen die Belastung 
durch Kassenkredite weiter in die 
Höhe treiben. 
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Kommunen fehlt das Geld 
für Investitionen 

In der Diskussion um die kommunalen 
Finanzen gewinnt also die Inan­
spruchnahme von Kassenkrediten 
immer mehr an Aufmerksamkeit. 
Denn die kommunalen Gebietskörper­
schaften sind eine zentrale raumord­
nungspolitische, volkswirtschaftliche 
und demokratische Säule in unserem 
Staat. Raumordnungspolitisch, da die 
kommunalen Gebietskörperschaften 
wichtige Träger der Daseinsvorsorge 
und der Infrastruktur sind. Wenn 
Städte und Gemeinden diese Funktion 
nicht mehr ausfüllen können, ist das 
grundgesetzliche Postulat der gleich­
wertigen Lebensverhältnisse ge­
fährdet. Volkswirtschaftlich, da rund 
zwei Drittel der öffentlichen Bau­

investitionen von den kommunalen 
Haushalten ausgehen und damit 
wichtige Arbeitsmarktimpulse gesetzt 
werden. Wenn Städte und Gemein­
den überschuldet sind, können sie 
diese volkswirtschaftliche Funktion 
nicht oder nur unzureichend erfül­
len. Zudem bieten die kommunalen 
Arbeitgeber viele Arbeitsplätze an, 
die besonders in strukturschwachen 
Regionen die Regionalwirtschaft sta­
bilisieren. Demokratisch, da über das 
kommunale Selbstverwaltungsrecht 
nach Artikel 28 des Grundgesetzes 
die Bürgerinnen und Bürger über die 
örtlichen Belange mitentscheiden. 
Wenn die kommunale Finanznot nur 
noch die Erfüllung von staatlichen 
Pflicht­Aufgaben zulässt, dann bleibt 
die demokratisch legitimierte örtliche 
Gestaltungskraft auf der Strecke. 

Folgende Fragen stellen sich: Welche 
kommunalen Gebietskörperschaften 
sind besonders vom Problem „Kas­
senkredite“ betroffen? Ist es regional 
konzentriert? Welche Ursachen gibt 
es? Welche Wege führen raus aus 
der Verschuldung? Für diese Fragen 
soll der Beitrag Antworten und Hin­
weise liefern. 

Viele Sportstätten bleiben dauerhaft gesperrt, weil das Geld für Investitionen fehlt 

Foto: Arno Bachert / Pixelio.de 
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Eckdaten der kommunalen Kassenkredite
 

Inzwischen hat in Deutschland fast 
jede zweite Stadt und Gemeinde 

Kassenkredite aufgenommen. Der 
räumliche Schwerpunkt bei der 

Aufnahme von Kassenkrediten ist 
Westdeutschland. Die Ruhrgebiets­

Kommunen nehmen diese beson­
ders stark in Anspruch. 

Viele Städte und Gemeinden können 
ihre laufenden Ausgaben nur noch 
über die Inanspruchnahme von Kas­
senkrediten finanzieren. Im Jahr 2010 
zeigt sich folgendes Bild: 

n	Kassenkredite sind vor allem 
ein Phänomen Westdeutschlands. 
Fast 94% aller kommunalen Kassen­

Saarland (1 626 Euro), Rheinland­Pfalz 
(1 344 Euro) und Nordrhein­Westfalen 
(1 131 Euro) im Westen die Länder­
liste mit Abstand an. Im Osten setzen 
sich Sachsen­Anhalt (423 Euro), 
Mecklenburg­Vorpommern (308 Euro) 
und Brandenburg (290 Euro) von den 
Ländern Sachsen und Thüringen 
deutlich ab. 

kredite werden hier veranschlagt. 
Dies entspricht je Einwohner einem 
Wert von 611 Euro (Ostdeutschland: 
189 Euro je Einwohner). 

n	Bezogen auf die absolute Summe 
der Kassenkredite liegt Nordrhein­
Westfalen an der Spitze. Von den 
rund 41 Mrd. Euro Kassenkrediten 

n	Ein Blick auf die räumliche im Jahr 2010 entfallen allein 50 % 
Verteilung lässt klare Spitzenreiter 
erkennen. Bezogen auf die Kassen­
kredite pro Einwohner führen das 

dieser Summe auf NRW. Zum Ver­
gleich: Etwa 24 % aller Einwohner 
in Deutschland (ohne Stadtstaaten) 

Tabelle 2 
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Kreis- und Gemeindehaushalte mit den höchsten absoluten Kassenkrediten 2010 

Kassenkredite 2010 Einwohner 31.12.2010 

Anteil an den Kassenkrediten Anteil an den Einwohnern 
insgesamt insgesamt 

kumulierte Anteil je Einwohner kumulierter Anteil 
in 1 000 Euro in % in % in Euro in % in %

 Essen, kreisfreie Stadt 1 967 446 4,81 4,81 3 424 0,76 0,76
 Duisburg, kreisfreie Stadt 1 678 500 4,10 8,91 3 429 0,65 1,40
 Wuppertal, kreisfreie Stadt 1 485 592 3,63 12,53 4 248 0,46 1,86
 Oberhausen, kreisfreie Stadt 1 407 700 3,44 15,97 6 611 0,28 2,15
 Recklinghausen 1 323 971 3,23 19,21 2 105 0,83 2,97
 Dortmund, kreisfreie Stadt 1 100 315 2,69 21,89 1 896 0,77 3,74
 Hagen, kreisfreie Stadt 1 007 400 2,46 24,35 5 343 0,25 3,99
 Saarbrücken 990 647 2,42 26,77 2 981 0,44 4,43
 Mönchengladbach, kreisfreie Stadt 835 600 2,04 28,81 3 239 0,34 4,77
 Region Hannover 813 370 1,99 30,80 718 1,49 6,26
 Mainz, kreisfreie Stadt 735 000 1,80 32,60 3 689 0,26 6,52
 Ludwigshafen am Rhein, kreisfreie Stadt 637 100 1,56 34,15 3 876 0,22 6,74
 Kaiserslautern, kreisfreie Stadt 548 016 1,34 35,49 5 525 0,13 6,87
 Remscheid, kreisfreie Stadt 547 000 1,34 36,83 4 947 0,15 7,02
 Ennepe­Ruhr­Kreis 544 442 1,33 38,16 1 642 0,44 7,45
 Städteregion Aachen 534 535 1,31 39,46 945 0,75 8,20
 Mülheim an der Ruhr, kreisfreie Stadt 499 000 1,22 40,68 2 982 0,22 8,42
 Cuxhaven 477 509 1,17 41,85 2 382 0,26 8,68
 Solingen, kreisfreie Stadt 458 638 1,12 42,97 2 868 0,21 8,89
 Offenbach 452 198 1,10 44,07 1 338 0,45 9,34
 Unna 433 161 1,06 45,13 1 052 0,54 9,88
 Main­Kinzig­Kreis 432 695 1,06 46,19 1 063 0,54 10,42
 Rheingau­Taunus­Kreis 424 252 1,04 47,22 2 317 0,24 10,66
 Bochum, kreisfreie Stadt 420 803 1,03 48,25 1 123 0,49 11,16
 Groß­Gerau 418 028 1,02 49,27 1 640 0,34 11,49
 Bielefeld, kreisfreie Stadt 403 092 0,98 50,26 1 247 0,43 11,92 

Quelle: Auswertung der Sonderaufbereitung des statistischen Landesamtes Brandenburg, eigene Berechnungen und Darstellung des BBSR 



Räumliche Verteilung der kommunalen Kassenredite im Zeitvergleich 1998 und 2010 

1998 
2010 

DK DK

Kiel Kiel  

Hamburg Schwerin Hamburg Schwerin 

Bremen Bremen 

PL PL 

Berlin Berlin 

NL 
Hannover 

Potsdam NL 
Hannover 

Potsdam 
  

Magdeburg  Magdeburg  

      
Düsseldorf   Düsseldorf   

 Erfurt 
Dresden 

 Erfurt 
Dresden 

    

BE BE 

Wiesbaden CZ Wiesbaden CZ 

LU Mainz 
LU Mainz 

    
Saarbrücken Saarbrücken 

FR Stuttgart FR Stuttgart 

  

München München 
 AT AT 

CH CH 

100km 
© BBSR Bonn 2011 

Kommunale Kassenkredite in Euro je Einwohner 

1000 bis unter 2000 keine Datenkeine Kassenkredite 100 bis unter   500 
2000 und mehrbis unter   100 500 bis unter 1000 

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Schuldenstatistik der Gemeinden Geometrische Grundlage: BKG/BBSR Kreise, 31.12.2009 
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Kommunale Kassenkredite | Eckdaten der kommunalen Kassenkredite 7 

wohnen dort. Danach folgen Rhein­
land­Pfalz mit einem Anteil an allen 
Kassenkrediten von 13 % (Bevölke­
rungsanteil 5,3 %), Niedersachsen mit 
12,3 % (10,4 %) und Hessen mit 12,1 % 
(8 %). 

n	Differenziert nach kreisfreien 
Städten und Kreisen (ohne Stadt­
staaten; Kreise einschließlich der 
kreisangehörigen Gemeinden, Ämter, 
Verbandsgemeinden u. ä.; im Fol­
genden: Kreise) zeigt sich, dass sich 
das absolute Volumen der Kassenkre­
dite in beiden kommunalen Status­
gruppen nahezu die Waage hält. Auf 

die Einwohner bezogen bestehen 
jedoch gravierende Unterschiede. 
Einem Pro­Kopf­Betrag von 1 022 
Euro je Einwohner in den kreisfreien 
Städten steht ein Wert von 366 Euro 
je Einwohner in den Kreisen gegen­
über. 

n	Kassenkredite sind räumlich 
konzentriert. 26 der 408 kreisfreien 
Städte und Kreise mit den höchsten 
Kassenkrediten vereinigen 50 % der 
Kassenkredite auf sich. In diesen 26 
kreisfreien Städten und Kreisen leben 
rund 12 % der bundesdeutschen 
Bevölkerung (ohne Stadtstaaten). 

n	Im Zeitverlauf breitet sich das 
Instrument „Kassenkredit“ immer 
weiter räumlich aus. Haben von den 
4 623 Städten und Gemeinden im 
Zeitraum 1998 bis 2004 noch 399 jedes 
Jahr den Kassenkredit in Anspruch 
genommen, waren es zwischen 2005 
und 2010 schon 708 (Kreisverwal­
tungen: 32 zu 102 von 301). 

Es stellt sich also die Frage, wo die 
Ursachen für die verstärkte Inan­
spruchnahme von Kassenkrediten 
liegen. 



 

 Ursachen für die Inanspruchnahme kommunaler   
Kassenkredite
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Neben rechtlich­institutionellen 
Faktoren und den politischen 
Bedingungen vor Ort spielen 

strukturelle Gründe für die 
Aufnahme von Kassenkrediten 

eine große Rolle: ein schwacher 
lokaler Arbeitsmarkt, hohe 
Sozialausgaben, fehlende 

wirtschaftliche Dynamik 
und Abwanderung. 

Die Probleme sind komplex 
und kumulieren vor Ort. 

Theoretische 
Überlegungen 

Mittlerweile liegen einige empirische 
Länder­Studien zur Begründung 
der kommunalen Verschuldung vor 
(vgl. z. B. Heinemann et al. 2008). 
Der kommunale Finanz­ und Schul­
denreport Nordrhein­Westfalen der 
Bertelsmann­Stiftung kommt zu dem 
Ergebnis, dass „den betrachteten 
exogenen Faktoren eine relativ starke 
Erklärungskraft für die Höhe und 
Verteilung der kommunalen Kredit­
marktschulden zukommt. Die Schul­
den können also zumindest zum Teil 
auf exogene, von der kommunalen 
Seite nicht beeinflussbare Faktoren 
zurückgeführt werden“ (Boettcher/ 
Junkernheinrich 2010: 116). Gilt dies 
auch für die kommunalen Kassen­
kredite? Warum sind diese in einem 
Kreis oder einer kreisfreien Stadt 
höher als in einem anderen Kreis 
oder einer kreisfreien Stadt? Es dürf­
te auf der Hand liegen, dass es nicht 
„die Ursache“ gibt. Vielmehr wird ein 
Ursachengeflecht aus institutionell­
rechtlichen Faktoren (vgl. Herrmann 
2011: 39 ff.), politischen Bedingungen 
vor Ort und strukturellen (exogenen) 
Ursachen eine Rolle spielen. 

Institutionell­rechtliche 
Faktoren 
Den absehbaren finanziellen Risiken 
für den Kommunalhaushalt sollten 
eigentlich strenge Regeln im kom­
munalen Haushaltsrecht und in der 
Verwaltungspraxis gegenüberste­
hen.3 Ein Genehmigungsvorbehalt 
seitens der Kommunalaufsicht greift 
jedoch nur, wenn die satzungsmäßige 
Kassenkreditermächtigung Höchst­
beträge überschreitet. Diese Höchst­
beträge liegen je nach landesrecht­
licher Bestimmung bei einem Fünftel 
oder Sechstel der Summe der Einnah­
men des Verwaltungshaushaltes 
(vgl. Heinemann et al. 2008: 34). Auch 
die Doppik lässt eine Flexibilität bei 
der Aufnahme der Liquiditätskredite4 

zu, wenn auch im Ländervergleich 
unterschiedlich ausgeprägt. „Die ehr­
geizigsten Schranken zur Liquiditäts­
begrenzung finden sich heute, neben 
den beiden Ende 2007 von hohen Li­
quiditätskrediten betroffenen Ländern 
Mecklenburg­Vorpommern und Nie­
dersachsen, in Baden­Württemberg, 
Bayern, Sachsen und Thüringen.“ 
(Gnädiger/Grieger 2009: 269) Demge­
genüber begünstigen im Saarland die 
haushaltsrechtlichen Regelungen die 
Aufnahme von Kassenkrediten. Hier 
heißt es im § 94 (2) des Kommunal­
selbstverwaltungsgesetzes: „Ist auf­
grund des Haushaltssanierungsplans 
… erkennbar, dass ein Haushalts­
ausgleich in konkret absehbarer Zeit 
nicht möglich ist, kann die Gemeinde 
Kredite zur Liquiditätssicherung mit 
Laufzeiten über das Haushaltsjahr 
hinaus aufnehmen, soweit dies 
wirtschaftlich geboten ist.“ Dane­
ben bestimmen auch ministerielle 
Runderlasse die Verwaltungspraxis. 
Am 30. August 2004 hat z. B. das 
Innenministerium Nordrhein­West­
falen einen Runderlass veröffentlicht, 
der es im Rahmen eines Haushalts­
sicherungskonzepts für vertretbar 
hält, einen Kassenkreditsockel in 
Höhe von maximal 50 % des durch­
schnittlichen jährlichen Kassenkre­
ditbestandes für bis zu drei Jahre 
festzulegen. Ein ähnlicher Runderlass 
existiert in Brandenburg. „Aufgrund 
solcher verwaltungsintern bindender 
Runderlasse ist es den Aufsichts­
behörden verwehrt, trotz erkannter 
Rechtswidrigkeit der kommunalen 
Kassenkreditpraxis durch Beanstan­
dungsverfügung gegenüber den je­
weiligen Gemeinden einzuschreiten.“ 
(Heinemann et al. 2008: 37) 

Wenn die Verwaltungspraxis in 
einigen Ländern den Umgang mit 
Kassenkrediten „flexibel“ handhabt, 
so spricht vieles dafür, dass dies 
aus der fiskalischen Not heraus 
erfolgt. So kommt z. B. eine Studie 
zu dem Ergebnis, dass insbesondere 
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Abbildung 2 

Quelle: eigene Darstellung; ohne Interdependenzen zwischen den strukturellen Ursachen 

Theoretischer Zusammenhang zwischen strukturellen Faktoren in der Kommune und 
der Inanspruchnahme von Kassenkrediten 
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Kommunen, die sich in der Haushalts­
sicherung befinden, verstärkt auf 
Kassenkredite zurückgreifen. In einer 
entsprechenden Umfrage konnte ein 
stark signifikanter Zusammenhang 
zwischen der Frage der Haushalts­
sicherung und des Mittelwertes 
der Inanspruchnahme von Kassen­
krediten bei einem Signifikanzniveau 
von 99 % identifiziert werden (vgl. 
Birkholz 2008: 260).5 

Neben diesen rechtlichen Rege­
lungen kann der Dezentralisierungs­
grad öffentlicher Aufgaben, also die 
Arbeitsteilung zwischen der Lan­
des­ und Kommunalebene, Einfluss 
auf die Höhe der Kassenkredite 
haben. Der kommunale Finanz­ und 
Schuldenreport Deutschland 2008 
belegt, dass in den ostdeutschen 
Ländern der Kommunalisierungsgrad 
deutlich geringer (44,2 %) ist als in 
den westdeutschen Ländern (48,5 %) 
(vgl. Junkernheinrich/Micosatt 2008: 
90 ff.). Dies mag neben den Beson­
derheiten der ostdeutschen Kom­
munalfinanzierung auch erklären, 
warum die ostdeutschen Kommunen 
hinsichtlich der Kassenkredite ein 
geringeres Pro­Kopf­Niveau als die 
westdeutschen Regionen aufweisen. 

Politische Bedingungen 
vor Ort 
Die Höhe der kommunalen Ausgaben 
insbesondere für Investitionen wird 
nicht selten als Beleg für kommunal­
politische Handlungsfähigkeit ver­
standen. Mit Sparpolitik werden keine 
Kommunalwahlen gewonnen. Sparen 
empfinden die Bürgerinnen und 
Bürger oftmals bei steigender Bela­
stung durch kommunale Abgaben als 
Zumutung; gerade dann, wenn eigene 
und liebgewonnene Projekte auf dem 
Prüfstand stehen. 

Wechselnde oder sehr knappe Rats­
mehrheiten oder eine konfliktscheue 
Verwaltungsspitze erschweren das 
notwendige Sparen. Wenn dann 
noch aus der fiskalischen Not heraus 
riskante Geldgeschäfte abgeschlos­
sen werden, die über viele Jahre gut 
gingen, dann aber zu Verlustbringern 
werden, steigt die Kassenkreditbe­

lastung sprunghaft an. Gerade die 
Geschäfte mit Zinswetten brachten 
zahlreichen Städten hohe Verluste 
ein (vgl. Kirbach 2009: 13 ff.; Hussla 
2010: 18 f.). 

Strukturelle Ursachen 
Was heißt „strukturelle Ursachen“? 
In Anlehnung an das Urteil des Bun­
desverfassungsgerichts vom 11. No­
vember 1999 zum bundesstaatlichen 
Finanzausgleich sind Auf­ und Aus­
gaben dann strukturell verursacht, 
wenn diese objektiv und von länder­
eigenen (und auch lokalen) Prioritäts­
oder Dringlichkeitsentscheidungen 
unabhängig sind. Zudem müssen sich 
die Bedarfe nach Maßgabe verläss­
licher, objektivierbarer Indikatoren 
als angemessen erweisen. Drei 
wesentliche Ursachenkomplexe sind 
hierbei zu betrachten: 

n	Arbeitsmarkt und Soziales 

n	Wirtschaftskraft und 
­entwicklung 

n	Demografie 

Diese Ursachenkomplexe sind durch 
gegenseitige Abhängigkeit und Zirku­
larität gekennzeichnet (vgl. Abb. 2). 

n	Dauerhafte Ungleichgewichte 
auf dem lokalen Arbeitsmarkt 
verursachen eine hohe Anzahl von 
personenbezogenen Transferzah­
lungen. Hierbei sind jedoch nicht 
nur die unmittelbaren Kosten für die 
kommunalen Haushalte zu beachten, 
sondern auch die mittelbaren. Zu 
diesen zählen z. B. jene, die sich aus 
schwierigen Familienverhältnissen 
ergeben und Einfluss auf die Kinder­
und Jugendhilfe haben. 

n	Dauerhafte Ungleichgewichte 
auf dem lokalen Arbeitsmarkt führen 
zu einem Mangel an angebotenen 
Arbeitsplätzen und zur Abwanderung 
von meist jungen und qualifizierten 
Arbeitskräften. 

n	Der dadurch verursachte Rück­
gang der Bevölkerungszahl wird in 
der Regel durch Defizite beim natür­
lichen Saldo verstärkt. 

­



Abbildung 3 

Langfristige Entwicklung von fundierten Schulden (Kreditmarktschulden) und Kassenkrediten 
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Einrichtungen und Unternehmen, die nach dem Europäischen System volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnung (ESVG) zum Sekfor Staat zählen 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Darstellung 
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n	Das kostet wirtschaftliches  
Wachstum.6 Geringeres wirtschaft­
liches Wachstum strahlt negativ auf  
die kommunale Steuerkraft aus.7  
Eine Region, die dauerhaft geringe  
Wachstumsraten erzielt und über  
eine niedrige Produktivität verfügt, ist  
weniger in der Lage, geänderten wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen zu  
begegnen.  

n	Gleichzeitig bedeutet der Rück­
gang der Bevölkerungszahlen für die  
Kommunen weniger Geld, da zentrale  
Zahlungsströme im kommunalen  
Finanzausgleich an die Einwohner­
zahlen gekoppelt sind. Ferner führt  
ein Rückgang der Bevölkerungs­
zahlen zu Ausgabenremanenzen auf  
der Infrastrukturseite (vgl. Seitz et al.  
2004: 15).8 Technische Unteilbarkeiten  
verhindern eine schnelle und be­
triebswirtschaftlich sinnvolle Anpas­
sung. Schnelle Personalanpassungen  
in der kommunalen Verwaltung sind  
ebenfalls nicht möglich. Dies erhöht  
die Ausgaben pro Einwohner. 

n	Die Effekte aus höheren Ausga­
ben für transferabhängige Personen  
und geringeren Einnahmeströmen  
führen zu einer Lücke zwischen  
laufenden Einnahmen und laufenden  
Ausgaben. Diese wird als letztes  
haushaltspolitisches Mittel durch die  
Inanspruchnahme von Kassenkre­
diten geschlossen.9 Ist dieser Prozess  
dauerhaft, werden zunächst freiwil­
lige Ausgaben gestreckt oder ganz  
gestrichen. Hiervon betroffen sind vor  
allem die kommunalen Investitionen.  
Abnehmende kommunale Mittel für  
Investitionen wirken sich wiederum  
negativ auf den Lebens­ und Wirt­
schaftsstandort „Stadt“ und „Region“  
aus und führen zu sinkenden Investiti­
onen in privaten Betrieben und einer  
Reduktion von Arbeitsplätzen. Folge  
sind weitere Ungleichgewichte auf  
dem lokalen Arbeitsmarkt.  

n	Der Kreislauf ist geschlossen. 

Methodische   
Überlegungen 

den Vorjahren noch das Defizit des  
aktuellen Haushaltsjahres hinzu.  

Fehlbeträge sind nicht nur auf den 
konsumtiven Bereich zurückzuführen, 
z. B. auf Transferzahlungen, sondern  
können auch aus dem investiven 
Bereich herrühren. Denn in der Ka­
meralistik muss eine Pflichtzuführung 
vom Verwaltungs­ und Vermögens­
haushalt in Höhe der ordentlichen 
Tilgung geleistet werden. Diese 
Pflichtzuführung sollte eigentlich aus 
Überschüssen im Verwaltungshaus­
halt stammen. Gelingt dies nicht, müs­
sen u. a. Kassenkredite aufgenommen 
werden, um die Pflichtzuführung zu 
finanzieren. Auch in der Doppik be­
steht dieser Zusammenhang über die 
Abschreibungen, wenngleich die Zeit­
dauer der Abschreibungen je nach 
Bundesland und Abschreibungsobjekt 
differiert.10 Diese Wirkungszusam­
menhänge mögen auch erklären, 

Längs­ und Querschnittsanalysen mit  
Kausalbetrachtungen sind bezogen  
auf die Kassenkredite schwierig. Dies  
liegt vor allem im „sich aufschaukeln­
den Charakter“ der Kassenkredit­
bestände begründet. Denn Kassen­
kreditbestände eines Jahres können  
nicht nur das Ergebnis einer   
Deckungslücke zwischen laufenden  
Einnahmen und laufenden Ausgaben  
des gleichen Jahres, sondern das  
Ergebnis einer sich aufbauenden  
„Bugwelle“ sein.  

Gelingt es nicht, ein Defizit im lau­
fenden Haushalt auszugleichen, ist  
dieses in den Folgejahren als Altfehl­
betrag zu veranschlagen. Wenn dann  
das aktuelle Haushaltsjahr wiederum  
einen Fehlbetrag ausweist, kommt zu  
der Abdeckung des Fehlbetrages aus  B
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Abbildung 4 

Geldmarktsätze – Gleitende Durchschnitte im Zeitraum 1999–2011 
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Quelle: Deutsche Bundesbank, eigene Darstellung 
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warum in immer mehr kommunalen 
Gebietskörperschaften der Kassen­
kredit sich auf Kosten der fundierten 
Schulden für langfristige Investitionen 
ausdehnt (vgl. Abb. 3) (vgl. Junkern­
heinrich/Micosatt 2008: 83).11 2010 
und im ersten Halbjahr 2011 haben die 
Kassenkredite den Anteil von 33 % 
an der kommunalen Gesamtverschul­
dung übersprungen. Tendenz weiter 
steigend.12 Für die Volkswirtschaft 
gehen damit wichtige Impulse verlo­
ren. Immerhin werden zwei von drei 
Euro an öffentlichen Bauinvestitionen 
durch die kommunalen Haushalte 
veranlasst. 

Noch höher wird die „Bugwelle“ 
der Kassenkredite durch Zinssteige­
rungen. Ein interkommunaler Finan­
zierungsvergleich aus dem Jahr 2007 
bescheinigt den Zinsrisiken für die 
fundierten Schulden in den Kernhaus­
halten ein erträgliches Niveau, wäh­

rend von den Kassenkrediten wegen 
des Zinsänderungsrisikos meist (Zins­
bindungsquote 0 %) drastische Haus­
haltsrisiken ausgehen.13 Dass dieses 
Risiko nicht zu vernachlässigen ist, 
zeigt die Entwicklung der Geldmarkt­
sätze.14 Einer niedrigen Zinsphase 
im Zeitraum von 2003 bis Mitte 2005 
folgte eine Phase stark steigender 
Zinssätze, die zur Verteuerung von 
Kassenkrediten beigetragen hat. Im 
Gefolge der Finanz­ und Wirtschafts­
krise 2009 regierte wieder die „Politik 
des billigen Geldes“. Mit der verstär­
kten Diskussion um die Folgen der 
Staatsschuldenkrisen in Europa kann 
seit Mitte 2010 wieder ein Anstieg des 
Zinsniveaus beobachtet werden (vgl. 
Abb. 4). Mit anderen Worten: Selbst 
wenn den kommunalen Haushalten 
eine Rückführung der Kassenkredit­
belastung in absoluter Höhe gelingt, 
können die Belastungen durch 
Zinszahlungen gleichwohl konstantB
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bleiben oder gar steigen. Ein Blick auf 
den „LIBOR – OIS SPREAD“, der als 
wichtiger Indikator für das Vertrauen 
im Interbanken­Handel gilt, zeigt 
die Sicherheit oder Unsicherheit im 
Finanzmarktsektor zeitnah (vgl. Sen­
gupta/Man Tam 2008:).15 Ende 2011 
steigt dieser SPREAD. Die Unsicher­
heit und damit das Zinssteigerungs­
risiko nehmen zu. 

Die Pro­Kopf­Belastungen können in 
Folge starker Rückgänge der Bevöl­
kerungszahlen von Jahr zu Jahr wei­
ter ansteigen. Dieser Effekt ist nicht 
zu vernachlässigen: Würde beispiels­
weise das Kassenkreditvolumen der 
Stadt Oberhausen des Jahres 2010 
auf die Bevölkerung des Jahres 1998 
bezogen, so wäre die Belastung pro 
Kopf um 283 Euro geringer. Ober­
hausen hat in diesem Zeitraum rund 
10 000 Einwohner verloren. 

Für die strukturelle Ursachen­Analyse 
bedeutet dies, dass die Höhe der Kas­
senkredite in absoluter Höhe und pro 
Einwohner zum Zeitpunkt t von Fak­
toren abhängig sind, die weit vor die­
sem Zeitpunkt liegen können. Auch 
können aufgrund des Bugwellencha­
rakters keine linearen Zusammenhän­
ge zwischen den Kassenkrediten und 
den möglichen Erklärungsvariablen 
unterstellt werden. 

Mit Blick auf die Untersuchung 
von Ursache­Wirkungs­Ketten 
kommt erschwerend hinzu, dass der 
Indikator „Kassenkredite je Einwoh­
ner“ über die 408 kreisfreien Städte 
und Kreise nicht normal verteilt ist. 
Dieses Ergebnis war aufgrund der 
hohen räumlichen Konzentration der 
Kassenkredite zu erwarten. Vor dem 
Hintergrund dieser Einschränkungen 
– keine linearen Zusammenhänge 
und keine Normalverteilung – kön­
nen keine multivariaten Verfahren 
angewandt werden. Somit muss 
auf nichtparametrische Verfahren 
zurückgegriffen werden. In deren 
Zentrum stehen nicht der Vergleich 
der jeweiligen Messwerte, sondern 
deren Rangplätze in der Messreihe. 
Auf die Differenzierungsnotwendig­
keit zwischen den alten und neuen 
Ländern wurde bereits hingewiesen. 



 

Abbildung 5 

Kommunale Kassenkredite 2010 und langjährige Ungleichgewichte 
auf dem lokalen Arbeitsmarkt 
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Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, eigene Darstellung 
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Empirische Ergebnisse 

Wenn die These zutrifft, dass dau­
erhafte Ungleichgewichte auf den 
lokalen Arbeitsmärkten für hohe Kas­
senkreditbestände mitverantwortlich 
sind, müsste sich ein statistisch 
signifikanter Unterschied zwischen 
den Kreisen und kreisfreien Städten 
mit dauerhaften und nicht dauer­
haften Ungleichgewichten auf dem 
lokalen Arbeitsmarkt feststellen 
lassen. Lokale Ungleichgewichte auf 
dem Arbeitsmarkt werden über die 
Arbeitslosenquoten operationalisiert. 
Wenn ein Kreis oder eine kreisfreie 
Stadt in Westdeutschland im Zeit­
raum zwischen 1985 und 2009 in 22 
von 25 Jahren immer eine Arbeits­
losenquote oberhalb des Median­
wertes der alten Länder hatte, wird 
von dauerhaften Ungleichgewichten 
gesprochen. Dies trifft auf 108 von 
den 322 Kreisen und kreisfreien 
Städten zu (33 %). Für Ostdeutschland 
wird der Zeitraum zwischen 1995 
und 2009 betrachtet, wobei hier im 
15­Jahreszeitraum der Median der 
neuen Länder 12­mal überschritten 
sein muss. Dies trifft auf 30 von 
86 Kreisen und kreisfreien Städten zu 
(35 %). 

Wird nun untersucht, ob sich die Kas­
senkredite je Einwohner signifikant 
zwischen diesen beiden Gruppen un­
terscheiden, so bestätigt der Mann­
Whitney­Test16 diese Hypothese (vgl. 
auch Abb. 5). Für die alten Länder gilt 
dies von 1998 bis 2010 durchgängig; 
für die neuen Länder ab dem Jahre 
2004. Dies spricht für den aufschau­
kelnden Charakter der Kassenkredite. 

Wenn die theoretisch unterstellten 
Wirkungszusammenhänge zutreffen, 
müssten auch signifikante Unter­
schiede bestehen zwischen 

n	der Anzahl transferabhängiger 
Personen = Sozialhilfeempfänger 
(innerhalb und außerhalb von 
Einrichtungen) je 100 Einwohner 
im Mittel der Jahre 1999 bis 2004 
sowie Personen in Bedarfsge­
meinschaften je 100 Einwohner 

im Mittel September 2009/ 
September 2010 sowie Empfän­
ger Grundsicherung im Alter (65 
und mehr Jahre) innerhalb und 
außerhalb von Einrichtungen 
insgesamt je 1 000 Einwohner im 
Alter über 65 Jahre im Mittel der 
Jahre 2008–2009, 

n	dem Mangel an angebotenen Ar­
beitsplätzen = Arbeitslosenquote 
bezogen auf alle zivile Erwerbs­
personen September 2010, 

n	Wanderungsverlusten = Wande­
rungssaldo im Mittel der Jahre 
1995 bis 2008, 

n	dem Rückgang der Bevölke­
rungszahlen = Veränderungsrate 
Bevölkerungszahl zum Stichtag 
31.12.2010 zum Maximum der 
Bevölkerungszahl im Zeitraum 
1980 bis 2009 in %, 

n	niedrigen regionalen Wachs­
tumsraten = Veränderungsrate 
des Bruttoinlandsprodukts (nomi­
nal) 2009 zu 1995 in % 

und den Kreisen mit bzw. ohne 
regional dauerhaften Arbeitsmark­
tungleichgewichten. Auch dies kann 
mittels des Mann­Whitney­Tests 
und der Medianvergleiche bestätigt 
werden (vgl. Tabelle 3). 

Es zeigen sich statistisch signifi­
kante Unterschiede zwischen den 
Regionen mit und ohne dauerhaften 
Arbeitsmarktungleichgewichten in 
Bezug auf die Inanspruchnahme von 
Kassenkrediten je Einwohner und den 
exogenen Erklärungsvariablen. Dies 
gilt sowohl für West­ als auch für 
Ostdeutschland. 

Mittels einer Korrelationsanalyse 
werden in einem nächsten Schritt 
die statistischen Zusammenhän­
ge zwischen den Kassenkrediten 
je Einwohner und den exogenen 
Erklärungsvariablen untersucht. Der 
Vorteil der Korrelationsanalyse liegt 
darin, dass die Stärke der Zusam­
menhänge verdeutlicht wird.17 Diese 
Analyse berechnet einen Korrelati­
onskoeffizienten, der zwischen ­1 und 
+1 liegen kann. Der Wert +1 bedeutet, 
dass die betrachteten Indikatoren 
vollkommen in die gleiche Richtung 
und ­1 vollkommen in die entgegen­
setzte Richtung streuen. Der Wert 0 
zeigt an, dass keinerlei statistische 
Beziehungen bestehen. Die Güte 
des Korrelationszusammenhangs 
wird über das Signifikanzniveau 
abgebildet. Vor dem Hintergrund der 
statistischen Besonderheiten der 
Kassenkredite kommt der Korrela­
tionskoeffizient nach Spearman zur 
Anwendung.18 
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Tabelle 3 
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Arbeitslosenquote 22- von 25-mal über dem Median 
der alten (1985–2009) bzw. 12- von 15-mal der neuen 

Länder (1995–2009) 
Asymptotische 

Signifikanz 
(2-seitig)nein ja 

Median Median 

West Kassenkredite in Euro je Einwohner 2010 37,56 766,64 0,000 

Sozialhilfeempfänger (in und außerhalb von Einrichtungen) 
je 100 Einwohner im Mittel der Jahre 1999 bis 2004 1,94 4,00 0,000 

Personen in BG je 100 Einwohner Durchschnitt Sept. 2009/ 
Sept. 2010 4,20 8,69 0,000 

Empfänger von Grundsicherung im Alter 
(65 Jahre und älter) in und außerhalb von Einrichtungen 
insgesamt je 1 000 Einwohner im Alter über 65 Jahre im 
Mittel der Jahre 2008–2009 

1,74 2,71 0,000 

Arbeitslosenquote bezogen auf alle 
zivile Erwerbspersonen Sep. 2010 4,46 7,80 0,000 

Wanderungssaldo im Mittel der Jahre 1995 bis 2008 3,30 1,20 0,000 

Veränderungsrate Bevölkerungszahl zum Stichtag 
31.12.2010 zum Maximum der Bevölkerungszahl im Zeit­
raum 1980 bis 2009 in % 

­0,72 ­2,72 0,000 

Veränderungsrate Bruttoinlandsprodukt (nominal) 2009 zu 
1995 in % 33,17 22,47 0,000 

Ost Kassenkredite in Euro je Einwohner 2010 22,98 184,97 0,005 

Sozialhilfeempfänger (in und außerhalb von Einrichtungen) 
je 100 Einwohner im Mittel der Jahre 1999 bis 2004 2,49 3,07 0,001 

Personen in BG je 100 Einwohner im Durchschnitt 
Sept. 2009/Sept. 2010 10,63 14,32 0,000 

Empfänger von Grundsicherung im Alter 
(65 Jahre und älter) in und außerhalb von Einrichtungen 
insgesamt je 1 000 Einwohner im Alter über 65 Jahre im 
Mittel der Jahre 2008–2009 

1,00 1,09 0,053 

Arbeitslosenquote bezogen auf alle 
zivile Erwerbspersonen Sep. 2010 9,52 12,08 0,000 

Wanderungssaldo im Mittel der Jahre 1995 bis 2008 ­1,70 ­7,10 0,000 

Veränderungsrate Bevölkerungszahl zum Stichtag 
31.12.2010 zum Maximum der Bevölkerungszahl im Zeit­
raum 1980 bis 2009 in % 

­9,74 ­14,34 0,000 

Veränderungsrate Bruttoinlandsprodukt (nominal) 2009 zu 
1995 in % 34,42 30,31 0,012 

Auswirkungen von langjährigen Ungleichgewichten auf dem Arbeitsmarkt 

Quelle: Laufende Raumbeobachtung, eigene Berechnungen 

Die Höhe der Inanspruchnahme 
von Kassenkrediten je Einwohner 
im Jahre 2010 korreliert mit jenen 
Indikatoren statistisch hoch signi­
fikant positiv, die die strukturellen 
Ungleichgewichte auf dem Arbeits­
markt ausdrücken.19 Nur auf die 
Empfänger der Grundsicherung im 
Alter in Ostdeutschland trifft dies 
nicht zu. Aufgrund der relativ guten 
Einkommensposition der Älteren 
durch vergleichsweise hohe Ren­
teneinkommen ist dies nachzuvoll­
ziehen. Doch im Laufe der nächsten 
Jahrzehnte werden Menschen in das

Ruhestandsalter kommen, die nicht 
das Einkommen und die notwen­
dige sozialversicherungspflichtige 
Lebensarbeitszeit aufweisen wie die 
Nachkriegsgeneration im Westen 
und vor allem im Osten. Daher dürfte 
sich auch in Ostdeutschland in den 
nächsten Jahren dieser Zusammen­
hang aufbauen. 

Besonders ausgeprägt ist der Zusam­
menhang zwischen den Kassenkre­
diten je Einwohner und den Personen 
in Bedarfsgemeinschaften (West­
deutschland +0,548 / Ostdeutschland 

+ 0,527). Diese korrelieren wiederum 
sehr hoch mit der regionalen Arbeits­
losenquote (+0,970 /+0,923) und diese 
hoch negativ mit der Wirtschafts­
kraftentwicklung (­0,569 / ­0,573). 

Schließlich zeigen sich auch die er­
warteten Zusammenhänge zwischen 
der langfristigen Bevölkerungsent­
wicklung und den Kassenkrediten 
je Einwohner. Die Schrumpfung der 
Bevölkerungszahl über einen langen 
Zeitraum korreliert statistisch hoch 
signifikant negativ mit den Kassen­
krediten je Einwohner. Der schlei­



 

Abbildung 6 

Korrelationskoeffizienten zwischen Kassenkrediten je Einwohner 2010 
und exogenen Erklärungsvariablen 

Personen in Bedarfsgemeinschaften 
je 100 Einwohner Sept. 2009/10 

Empfänger von Grundsicherung 
im Alter je 1 000 Einwohner 2009/10 

Arbeitslose je 100 zivile 
Erwerbspersonen Sept. 2010 

Wanderungssaldo im Mittel 
der Jahre 1995–2008 

Veränderung in % Bevölkerung 
31.12.2010 zum Maximum 
im Zeitraum 1980 bis 2009 

Veränderung in % Bruttoinlands­
produkt 2009 zu 1995 

-0,8 -0,6 -0,4 -0,2 0,0 0,2 0,4 0,6 0,8 
Korrelationskoeffizient nach SPEARMAN
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chende Prozess des demografischen 
Wandels scheint Kostenremanenzen 
und damit Kostenbelastungen für die 
kommunalen Haushalte zu bestätigen. 

Strukturelle Ursachen können einen 
statistisch signifikanten Erklärungs­
beitrag zur Höhe der kommunalen 
Kassenkredite leisten. So besteht ein 
direkter Zusammenhang zwischen 
den Kassenkrediten je Einwohner 
und den Kosten der Unterkunft für 
Bedarfsgemeinschaften je 100 Ein­
wohner. Dieser Indikator steht auch 
für die lang anhaltende struktu­
relle Schwäche einer Region. So 
ist der Abbau von Arbeitsplätzen 
ein zentrales Kennzeichen dieser 
Schwäche. Auch langfristige Be­
völkerungsverluste beeinträchtigen 
die Wachstumskräfte einer Region. 
Dadurch erhöht sich die Gefahr von 
Arbeitsplatzabbau und der Notwen­
digkeit von Transferzahlungen. Auch 
wenn diese Zusammenhänge stati­
stisch signifikant sind, so erklären 
sie die Inanspruchnahme und Höhe 
der Kassenkredite je Einwohner nur 
unvollständig. Zu komplex ist die 
kommunale Wirklichkeit. 

Zu dieser komplexen Wirklichkeit 
gehören jene Kosten – und dies 
mit steigender Tendenz – die den 
kommunalen Gebietskörperschaften 
durch gesetzliche Leistungen ent­
stehen. Der finanziell bedeutendste 
Kostenblock bei den kommunalen 
Pflichtaufgaben ist die Eingliede­
rungshilfe für Behinderte. Allein diese 
Leistungsart beanspruchte 2010 einen 
Betrag von 13,8 Mrd. Euro, Tendenz: 
stark ansteigend. 1997 waren es 
noch 7,5 Mrd. Euro. Aufgrund des 
vielschichtigen Angebots dieser 
Leistungsart ist die Integration in ein 
Zusammenhangsmodell jedoch sehr 
schwierig. 

Es müssen auch jene Faktoren zur 
Erklärung der Kassenkredite betrach­
tet werden, die gleichsam exogen auf 
die kommunalen Haushalte wirken, 
aber keine sozio­ökonomische Di­
mension aufweisen. Zu nennen sind 
hier vor allem jene Zahlungen, die die 
kommunalen Gebietskörperschaf­
ten im Rahmen ihres Beitrages zum 
Solidarpakt II leisten müssen. Zum 
Einfluss der Zahlungen zum Solidar­
pakt II auf die Kassenkredite stellt der 
Kommunalfinanzbericht „Metropole 
Ruhr 2009“ fest: „Zur Entwicklung der 
Kassenkredite im Ruhrgebiet haben 
die Zahlungen zum Solidarpakt Ost 
nicht unwesentlich beigetragen… 
Dies bedeutet, dass die Städte – lokal 
in unterschiedlichem Umfang – die 
Solidarität auf Pump finanziert ha­
ben.“ (Junkernheinrich et al. 2009: 74) 

Auf den Einfluss der Zinsentwicklung 
und den damit verbundenen Haus­
haltsrisiken wurde bereits hinge­
wiesen. 

Es gibt aber auch Ausnahmen von 
der Regel, d. h. Kreise oder kreisfreie 
Städte, die hinsichtlich der bestä­
tigten Erklärungsfaktoren gleiche 
oder ähnliche Merkmalsausprä­
gungen aufweisen, sich aber in der 
Höhe der Kassenkredite von anderen 
Städten deutlich unterscheiden. Zu 
diesen Städten zählen beispielsweise 
Kiel, Braunschweig oder Mannheim. 
Diese Städte sind durch dauerhafte 
Arbeitsmarktungleichgewichte ge­
kennzeichnet, weisen aber keinerlei 
Kassenkredite aus. Mainz dagegen 
zählt zu jenen Städten mit vergleichs­
weise günstigen sozio­ökonomischen 
Kennwerten, jedoch betrugen die 
Kassenkredite fast 3 700 Euro je 
Einwohner im Jahr 2010. 
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Schlussfolgerungen für die politische Diskussion
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Bund, Länder und Kommunen sind Strukturelle Ursachen, die außerhalb wenn dieses Urteil nur für Rheinland­
gemeinsam gefordert, um das 

Kassenkredit­Problem zu lösen. 
Langfristig ist die strukturelle 

Unterfinanzierung der Kommunal­
haushalte zu beenden. Entweder 

müssen die Standards staatlicher 
Aufgabenerfüllung herunter­
geschraubt werden, oder die 

Einnahmebasis aller staatlichen 
Ebenen muss grundlegend 

verbessert werden. 

des lokalpolitischen Einflusses liegen, 
haben zur Kassenkreditproblematik 
beigetragen. Aber auch die Kommu­
nalaufsicht der Länder sowie recht­
liche Regelungen und Erlasse haben 
in einigen Ländern Spielräume zur 
Kassenkreditaufnahme geschaffen, 
von denen bereits vor Ort Gebrauch 
gemacht worden ist. Auch kann man­
cherorts die Lokalpolitik sich nicht 
freisprechen von Schuld. 

Pfalz gilt, kann es als richtungswei­
send auch für andere Länder gelten. 

Dennoch: Ohne (finanzielle) Unter­
stützung durch den Bund wird es 
langfristig nicht gehen. Die verfas­
sungsrechtlichen Maßstäbe für das 
Eingreifen des Bundes sind jedoch 
streng gefasst. So hat das Bundes­
verfassungsgericht mit zwei Urteilen 
zentrale Maßstäbe für den Bund 
formuliert: 

Aus diesem Dreiklang von Ursachen 
resultiert auch das Lösungsmuster. n	In seinem Urteil vom 24. Oktober 
Bund, Länder und kommunale Ge­ 2002 zur Festlegung des Berufsbildes 
bietskörperschaften müssen die Lage der Altenpflege durch Bundesgesetz 
in den Griff bekommen. wurde ausgeführt: „Das bundes­

staatliche Rechtsgut gleichwertiger 
Da die kommunalen Gebietskörper­ Lebensverhältnisse ist vielmehr erst 
schaften verfassungsrechtlich Teile dann bedroht und der Bund erst 
der Länder sind, liegt es zunächst auf dann zum Eingreifen ermächtigt, 
der Hand, dass Länder und kom­ wenn sich die Lebensverhältnisse in 
munale Gebietskörperschaften im den Ländern der Bundesrepublik in 
Rahmen der bestehenden föderalen erheblicher, das bundesstaatliche 
Ordnung eine hohe Selbstverantwor­ Sozialgefüge beeinträchtigender 
tung bei der nachhaltigen Lösung Weise auseinanderentwickelt haben 
des Problems „Kassenkredite“ oder sich eine derartige Entwicklung 
tragen. Die Lösungsstrategien der konkret abzeichnet.“ 
am stärksten betroffenen Länder 
bestätigen diese Verantwortung. n	In seinem Urteil zur Klage des 
Länder wie Nordhein­Westfalen oder Landes Berlin auf Sanierungshilfen 
Sachsen­Anhalt, Rheinland­Pfalz, des Bundes vom 19. Oktober 2006 
Hessen und Niedersachsen haben wird festgehalten: „Ein bundesstaat­
mit ihrem „Stärkungspakt Stadt­ licher Notstand im Sinne einer nicht 
finanzen“ oder „Entschuldungsfonds“ ohne fremde Hilfe abzuwehrenden 
Schritte in Richtung Entlastung der Existenzbedrohung des Landes als 
Stadtfinanzen unternommen (vgl. verfassungsgerecht handlungsfä­
Herrmann 2011: 79 ff.). Ein Urteil des higen Trägers staatlicher Aufgaben 
Verfassungsgerichtshofes Rheinland­ setzt voraus, dass das Land alle ihm 
Pfalz vom 14. Februar 2012 sieht das verfügbaren Möglichkeiten der Ab­
Land trotzdem in der Pflicht, einen hilfe erschöpft hat, so dass sich eine 
spürbaren Beitrag zur Bewälti­ Bundeshilfe als einzig verbliebener 
gung der kommunalen Finanzkrise Ausweg darstellt.“ 
zu leisten. Bis zum 1. Januar 2014 
muss das Land seinen kommunalen Politische Lösungen ohne den Weg 
Finanzausgleich neu gestaltet haben. über Karlsruhe sind also gefragt. Mit 
In diesem Urteil werden zudem wei­ der gescheiterten Gemeindefinanz­
tere Konsolidierungsanstrengungen reform ist 2011 eine Chance vertan 
der kommunalen Ebene angemahnt worden. Eine grundlegende Gemein­
und Gebietsreformen als Weg einer definanzreform war politisch nicht 
Einsparungsstrategie gesehen. Selbst durchsetzbar. 
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Erste Schritte zur Entlastung hat der 
Bund dennoch getan. So übernimmt 
der Bund von den Kommunen die 
Kosten der Grundsicherung, für 
die 2010 4,3 Mrd. Euro verausgabt 
wurden, ab 2014 vollständig. Gesetz­
lich geregelt ist derzeit aber nur die 
Steigerung des Bundesanteils von 15 
auf 45 % in 2012. 

Neben den Bemühungen der Länder 
um eine Konsolidierung der eige­
nen und der kommunalen Finanzen 
sollte kurzfristig ernsthaft die Frage 
diskutiert werden, ob die Beteili­
gung der kommunalen Ebene an 
den Kosten der deutschen Einheit 
aus fiskalischer Sicht jetzt noch zu 
rechtfertigen ist. Es macht in Zeiten 
einer Staatsschuldenkrise und Schul­
denbremse keinen Sinn, die deut­
sche Einheit teilweise über Defizite 
der Kommunen zu finanzieren. Nur 
nützt es bei einer gesamtstaatlichen 
Betrachtung wenig, bei gleich­
bleibendem Ausgabevolumen die 
Schulden von der einen Hand in die 
andere zu verlagern. Alle föderalen 
Ebenen müssen also an einem Strang 
ziehen, um nachhaltige Lösungen zu 
produzieren. Denn keine der föde­
ralen Ebenen kann sich selbstständig 
aus der fiskalischen Not befreien. 
Die kommunale Ebene am aller­
wenigsten. Auf der einen Seite muss 
die strukturelle Unterfinanzierung 
der Kommunalhaushalte durch eine 
grundlegende Gemeindefinanzreform 
beendet werden. Die beiden raum­
wissenschaftlichen Akademien ARL 
und DASL haben hierzu 2011 grund­
legende Vorschläge entwickelt.20 Auf 

der anderen Seite müssen Bund und 
Länder wegen der Schuldenbremse 
und ihrer Schuldenbestände die 
Ausgabenseite fest im Blick haben. 
Zudem sind die landesverfassungs­
rechtlichen Regelungen zwingend zu 
beachten. 

Auch darf es kein Tabu sein, über 
eine nachhaltige Einnahmeverbesse­
rung des Staates nachzudenken. Vor­
schläge gibt es genug. Diese reichen 
von der Abschaffung des Ehegatten­
splittings (+20 Mrd. Euro), Einführung 
einer Finanzmarkttransaktionssteuer 
(+12 bis +15 Mrd. Euro), Reform der 
Erbschaftssteuer (+5 Mrd. Euro), 
Einführung der Vermögenssteuer (+16 
bis +20 Mrd. Euro) bis zur Verbreite­
rung der Gewerbesteuerbasis oder 
Reform der Grundsteuer. Diese Liste 
ließe sich fortsetzen. Auch wenn 
allein jeder dieser Vorschläge bereits 
abendfüllende Talkshowprogramme 
bestücken könnte und sicherlich 
jedes Mal ein Streit über die tatsäch­
lichen Einnahmeerhöhungen entflam­
men würde, muss sich jeder ernsthaft 
die Frage stellen lassen: Wenn wir 
schon das 44 Mrd. Euro Kassenkredit­

problem der kommunalen Ebene nicht 
in den Griff bekommen, wie soll denn 
das 2 000 Mrd. Euro­Staatsschulden­
problem Deutschlands gelöst 
werden? 

Um die Dimension des Problems zu 
verdeutlichen: Würde der Staat ab 
2013 bei gleich bleibenden Ausga­
ben jedes Jahr 100 Mrd. Euro mehr 
einnehmen und diese Summe nur zur 
Schuldentilgung einsetzen, würden 
rd. 30 Jahre vergehen, bis Deutsch­
land gänzlich schuldenfrei wäre. Eine 
Generationenaufgabe. 

Die Kommunalfinanzen bleiben eine Baustelle 

Foto: S. Media / Pixelio.de 
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Anmerkungen 

(1)
 

Beim Bund ist eine strukturelle Verschuldung
 

nur noch in Höhe von 0,35 % des Bruttoin­


landsproduktes zulässig. Die Neuregelung
 

gilt für Bund und Länder ab dem Jahr 2011. Im
 

Rahmen einer Übergangsregelung ist festge­


legt, dass für den Bund noch bis einschließ­


lich 2015 und für die Länder bis einschließlich
 

2019 Abweichungen möglich sind.
 

(2)
 

Eine mögliche Ursache des Anstiegs seit
 

Mitte der 1990er Jahre ist die veränderte Ab­


rechnung des Kindergeldes durch die Neu­


regelung des Familienleistungsausgleichs
 

ab 1996. Zwischen 1995 und 1996 stiegen die
 

Kindergeldzahlungen von rund 8,7 Mrd. Euro
 

auf 19 Mrd. Euro an. Folge der Neuregelung:
 

Ab 1996 entfielen 57,5 % der Ausgaben für
 

den Familienleistungsausgleich auf Länder
 

und Gemeinden. Zuvor waren es 26 %. Dies
 

wurde durch einen höheren Länderanteil an
 

der Umsatzsteuer ausgeglichen. Was die
 

Länder von diesem höheren Anteil an die
 

kommunale Ebene wirklich weitergaben,
 

kann an dieser Stelle nicht beantwortet
 

werden. Zudem griffen ab dem Jahre 1995
 

die Regelungen des Solidarpaktes. Nach
 

dem „Gesetz zur Neuordnung der Gemein­


definanzen (Gemeindefinanzreformgesetz)“
 

wurden die Kommunen der alten Länder
 

über die erhöhte Gewerbesteuerumlage an
 

den Kosten der Deutschen Einheit beteiligt.
 

(3)
 

Anlässlich der 5. Sitzung der Enquete­Kom­


mission „Kommunal­ und Landesverwaltung
 

– bürgernah, effektiv und zukunftsfest –
 

Brandenburg 2020“ führte Junkernheinrich,
 

M. in diesem Kontext aus: „Ich will den
 

unterschiedlichen Zugang zur Kreditfinan­


zierung, den ich gerade angedeutet habe,
 

ein bisschen ausführen. Die Kommunen
 

unterliegen derzeit noch einer strengeren
 

Haushaltsaufsicht. Wir kennen sehr deut­


liche Unterschiede zwischen den Ländern.
 

Wenn ich die Kassenkredite betrachte, habe
 

ich den Eindruck, die Haushaltsaufsicht
 

in Brandenburg ist nicht so weich wie in
 

Rheinland­Pfalz, in Nordrhein­Westfalen
 

oder im Saarland, wo sie de facto kaum eine
 

Funktion erfüllt und wo man selbst im Innen­

ministerium sagt, das sei eine ‚Kommunal­

wegsicht’ oder eine ‚Kommunalnachsicht’.“ 

(vgl. Landtag Brandenburg 2011: 25) 

(4)
 

Liquiditätskredit = Kassenkredit
 

(5)
 

Die Grundgesamtheit bestand aus den 679
 

deutschen Kommunen mit 20.000 und mehr
 

Einwohnern. Diese wurden je nach Schul­


denvolumen der Kernverwaltung und der
 

unselbstständigen Sondervermögen in vier
 

Schuldenklassen eingeteilt. 260 Kommunen
 

sind über eine Zufallsstichprobe ausge­


wählt worden, einen halbstandardisierten
 

Fragebogen mit insgesamt 131 Fragen zur
 

Verschuldung und zum Debt Management
 

zu beantworten. Die Angaben bezogen
 

sich im Wesentlichen auf das Jahr 2004. Es
 

konnte eine Rücklaufquote von 83 % erreicht
 

werden, so dass 215 Fragebögen zur Aus­


wertung vorlagen. Jedoch wird hier keine
 

Länderdifferenzierung angeboten.
 

(6)
 

Die Veränderungsrate des nominalen BIP
 

zwischen 1995 und 2009 und die Verän­


derungsrate der Bevölkerungszahlen im Zeit­


raum 1980 bis 2010 korrelieren in den alten
 

Ländern (ohne Stadtstaaten) mit +0,437 und
 

den neuen Ländern mit +0,422 (Spearman).
 

Die Korrelationen sind auf dem 0,01 Niveau
 

signifikant (zweiseitig). Die Veränderungs­


rate der Bevölkerungszahlen im Zeitraum
 

1980 bis 2010 wurde auf Basis der maxima­


len Bevölkerungszahl in einem Kreis oder
 

kreisfreien Stadt im Beobachtungszeitraum
 

in Bezug auf das Jahr 2010 berechnet.
 

(7)
 

Die Veränderungsrate des nominalen BIP
 

zwischen 1995 und 2009 und die Verände­


rungsrate der nominalen gemeindlichen
 

Steuerkraft zwischen 1995 und 2009 korrelie­


ren in den alten Ländern (ohne Stadtstaaten)
 

mit +0,70 und den neuen Ländern mit +0,47
 

(Spearman). Die Korrelationen sind auf dem
 

0,01 Niveau signifikant (zweiseitig).
 

(8)
 

Ökonometrische Schätzungen für die neuen
 

Länder haben gezeigt, dass auf der Kommu­


nalebene bereits das Wirken von Ausgaben­


remanenzen nachweisbar ist. „Ausgaben­


remanenzen liegen dann vor, wenn infolge
 

eines Rückgangs der Bevölkerung die
 

Pro­Kopf­Kosten bzw. Pro­Kopf­Ausgaben
 

ansteigen.“
 

(9)
 

Zuvor werden in der Regel Einsparungen bei
 

den freiwilligen Aufgaben vollzogen, Investi­


tionen gestreckt oder gestrichen, Gebühren
 

und kommunale Steuern erhöht oder die
 

Rücklage bzw. das Eigenkapital aufgezehrt.
 

(10)
 

In den alten Ländern lässt sich dieser
 

Zusammenhang auch empirisch signifikant
 

herstellen. Die kommunale Kreditmarktver­


schuldung (für fundierte Schulden) und die
 

Kassenkredite jeweils gemessen in Euro
 

je Einwohner korrelieren nach Spearman
 

statistisch signifikant mit steigender Tendenz
 

zwischen den Jahren 1998 (0,201) und
 

2009 (0,472). Das heißt jene kommunalen
 

Gebietskörperschaften mit hohen fundierten
 

Schulden weisen auch hohe Kassenkre­


ditbestände auf. Für die neuen Länder gilt
 

dieser Zusammenhang nicht.
 

(11)
 

Hier können sich auch die Auslagerungen
 

bemerkbar machen. Denn der kommunale
 

Kernhaushalt, wie ihn die Finanzstatistik
 

abbildet, deckt nur rund die Hälfte der kom­


munalen Wirklichkeit ab.
 

(12)
 

Im Jahre 2009 haben 57 der 408 Kreise und
 

kreisfreien Städte mehr Kassenkredite als
 

fundierte Schulden (Kreditmarktschulden).
 

Im Jahre 1998 waren es nur 4 der 408 Kreise
 

und kreisfreien Städte.
 

(13)
 

Diese Ergebnisse basieren auf einem
 

interkommunalen Finanzierungsvergleich
 

der Zeitschrift „der Gemeinderat“ und der
 

Makrofinance GmbH. Die wissenschaftliche
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Begleitung lag beim Institut für Finanzen der 

Universität Leipzig, Prof. Dr. Thomas Lenk 

und Prof. Dr. Frank Schumacher. Vor dem 

Hintergrund dieser Zinsänderungsrisiken 

für die kommunalen Haushalte haben einige 

Länder eine Zinsfestschreibung für aufge­

nommene Kassenkredite über die Jahres­

grenze hinaus zugelassen. 

(14)
 

Ein Anhaltspunkt für die Zinsbelastung der
 

kommunalen Haushalte durch Kassenkredite
 

gibt der EURIBOR. Diese Abkürzung steht für
 

„Euro Interbank Offered Rate“. Der EURIBOR
 

ist Referenzzinssatz für einwöchige sowie
 

Ein­ bis Zwölfmonatsgelder. Er bezeichnet
 

den durchschnittlichen Zinssatz, zu dem eu­


ropäische Banken einander Anleihen in Euro
 

gewähren und kann somit auch als Maß für
 

das Vertrauen der Banken untereinander
 

interpretiert werden.
 

(15)
 

LIBOR = London Interbank Offered Rate und
 

OIS = overnight indexed swap.
 

(16)
 

Der Mann­Whitney­Test (Rangsummentest)
 

prüft die Signifikanz der Übereinstimmung
 

von zwei Stichproben und wird verwendet,
 

wenn die Wertereihen zweier Stichproben
 

nicht normalverteilt sind. Die Teststatistik
 

basiert damit auf dem Vergleich von zwei
 

Rangreihen. Siehe auch Nachar, N: The
 

Mann­ Whitney U: A Test for Assessing
 

Whether Two Independent Samples Come
 

from the Same Distribution. In: Tutorials in
 

Quantitative Methods for Psychology, 2008,
 

vol. 4(1), p. 13­20 (Internet: www.tqmp.org/
 

Content/vol04­1/p013/p013.pdf)
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(17)
 

Natürlich dürfen nur solche Zusammen­


hänge interpretiert werden, die einen
 

theoretischen Hintergrund aufweisen.
 

Sonst besteht die Gefahr von ökologischen
 

Fehlschlüssen oder man erliegt Scheinkor­


relationen.
 

(18)
 

Grundsätzlich unterscheidet sich dieser
 

Korrelationskoeffizient von der Korrelation
 

nach Pearson nur darin, dass die Werte zu
 

Rängen umgeformt werden, bevor der Korre­


lationskoeffizient berechnet wird.
 

(19)
 

Da die Sozialhilfeempfänger (innerhalb und
 

außerhalb von Einrichtungen) je 100 Ein­


wohner im Mittel der Jahre 1999 bis 2004
 

sowie Personen in Bedarfsgemeinschaften
 

je 100 Einwohner im Mittel September 2009/
 

September 2010 im Westen wie im Osten
 

hoch statistisch signifikant miteinander
 

korrelieren (+0,921 bzw. 0,719), wird auf eine
 

gesonderte Darstellung der Sozialhilfeemp­


fängerwerte verzichtet.
 

(20)
 

Siehe hierzu insbesondere Gemeindefinanz­


reform – Empfehlungen aus raumwissen­


schaftlicher Sicht. Ergebnisse des gemein­


samen Ad­hoc­Arbeitskreises der ARL und
 

der Deutschen Akademie für Städtebau und
 

Landesplanung (DASL). Positionspapier aus
 

der ARL Nr. 83, Hannover 2010
 

B
B

SR
-A

na
ly

se
n 

KO
M

PA
KT

 0
7/

20
12

 



  

 

 

 

 
 

 
 

 

 

 

 
  

  

 

 
 

 

 

 

  

 

 
 

 
 

 
 

 

  

 
 

 
 

 

 

 

 
 

 
 

 
 

 

 

 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

19 Kommunale Kassenkredite | Literatur 

Literatur 

B
B

SR
-A

na
ly

se
n 

KO
M

PA
KT

 0
7/

20
12

 

ARL 2010: Gemeindefinanzreform Heinemann, Friedrich et al., 2008: Seitz, Helmut et al. 2004: Öffentliche 
– Empfehlungen aus raumwissen­ Problem der kommunalen Ver­ Infrastruktur und kommunale Finan­
schaftlicher Sicht. Ergebnisse des schuldung in der Bundesrepublik zen. Endbericht. Forschungsvorhaben 
gemeinsamen Ad­hoc­Arbeitskreises Deutschland aufgrund der stetig des Ifo Institut für Wirtschaftsfor­
der ARL und der Deutschen Akade­ steigenden Kassenkredite: Lösungs­ schung im Auftrag des Bundes­
mie für Städtebau und Landesplanung ansätze und Handlungsoptionen im ministeriums für Verkehr, Bau­ und 
(DASL). Positionspapier aus der ARL internationalen Vergleich. Mannheim Wohnungswesen. Dresden 
Nr. 83, Hannover = Forschungsprojekt für das Bundes­

ministerium der Finanzen Sengupta, Rajdeep; Man Tam, Yu, 
Birkholz, Kai, 2008: Aktives kommu­ 2008: The LIBOR­OIS Spread as a 
nales Debt Management in Deutsch­ Herrmann, Karolin, 2011: Kommunale Summary Indicator. Economic SY­
land ­ ein bisher vernachlässigtes Kassenkredite. Missbrauchsgefahr NOPSES – short essays and reports 
Sparpotenzial. Zugriff: http://opus. und Reformvorschläge. Karl­Bräuer­ on the economic issues of the day, 
kobv.de/ubp/volltexte/2008/2187/pdf/ Institut des Bundes der Steuerzahler 2008, Heft 25, Zugriff: http://research. 
Reichard_III_btr01.pdf [abgerufen am e.V., Heft 108. Berlin. stlouisfed.org/publications/es/08/ 
30.11.2011] ES0825.pdf [abgerufen am 29.12.2011] 

Hussla, Gertrud (2010): Planet der 
Boettcher, Florian; Junkernheinrich, Trickser. Handelsblatt, 6. Mai, S. 18 f. Verfassungsgerichtshof Rheinland­
Martin, 2010: Finanz­ und Schulden­ Pfalz: Urteil in dem Normenkontroll­
report Nordhein­Westfalen, Güters­ Junkernheinrich, Martin et al., 2010: verfahren betreffend §§ 5 bis 13 des 
loh. Kommunalfinanzbericht „Metropole Landesfinanzausgleichsgesetzes vom 

Ruhr 2009“. Essen. 30. November 1999 (GVBl. S. 415) in 
Der Gemeinderat; Makrofinance Soft­ der Fassung des Dritten Landesge­
ware GmbH, 2011: Interkommunaler Junkernheinrich, Martin; Micosatt, setzes zur Änderung des Landesfi­
Finanzierungsvergleich. Zugriff: Gerhard, 2008: Kommunaler Finanz­ nanzausgleichsgesetzes vom 12. Juni 
www.kommunal­finanz­forum.de/ und Schuldenreport Deutschland 2007 (GVBl. S. 80) in Verbindung mit 
hauptseite/ [abgerufen am 16.02.2012] 2008 – Ein Ländervergleich. Bertel­ § 1 Abs. 1 des Landeshaushaltsge­

mann­Stiftung. Güterloh. setzes 2007/2008 vom 19. Dezember 
FitchRatings, 2010: Deutschland 2006 (GVBl. S. 421) und den Ansätzen 
Special Report – Deutsche Kommu­ Kirbach, Roland, 2009.: Die Rathaus­ für die Finanzausgleichsmasse im 
nen. Wichtige Rolle im Föderalen zocker. DIE ZEIT, 16. Juli, S. 13 ff. Haushaltsplan für das Jahr 2007. 
System, 19. Februar. Verkündet am 14. Februar 2012 (VGH 

Landtag Brandenburg, 2011: P­EK2 N 3/11) 
Gauss, Linda; Scharfe, Simone, 5/5, 5. Wahlperiode, Enquete­Kom­
2010: Schulden des öffentlichen mission, Protokoll, 5. Sitzung (öffent­
Gesamthaushaltes 2009 im Zeichen lich) vom 28.10.2011. 
der Finanzmarkt­ und Wirtschaftskri­
se. Wirtschaft und Statistik, Heft 8, Nachar, Nadim, 2008: The Mann­
S. 754–764. Whitney U: A Test for Assessing 

Whether Two Independent Samples 
Gnädiger, Marc; Grieger, Thomas, Come from the Same Distribution. 
2009: Der kommunale Liquiditätskre­ Tutorials in Quantitative Methods for 
dit. Der Gemeindehaushalt, Heft 12, Psychology, 2008, Jg. 4(1), S. 13–20. 
S. 265–270 Zugriff: www.tqmp.org/Content/ 

vol04­1/p013/p013.pdf [abgerufen am 
27.12.2011] 



2009 2030

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, BBSR-Bevölkerungsprognose 2005-2030/bbw, Geometrische Grundlage: BKG, Kreise, 31.12.2009

001 mk

2009

2030
40

60

80Rangfolge der Kreise
(aufsteigend nach: 
über 80-Jährige je 100 
50- bis unter 65-Jährige

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

Kiel

Mainz

Berlin

Bremen

Dresden

Hamburg

München

Schwerin

Stuttgart

Saarbrücken

Wiesbaden

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

Kiel

Mainz

Erfurt

Berlin

Bremen

Potsdam

Dresden

Hamburg

München

Schwerin

Hannover

Magdeburg

Stuttgart

Düsseldorf

Saarbrücken

Wiesbaden

BBSR Bonn 2011©

  

 
 

  
 

 

 
 

 
 

 

 

 
 

 

 

 
 

 
 

 

  
  

 
 

 

 

 

  

 
  

  
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

  
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  
  

 

 

 

 

 

  

20 Kommunale Kassenkredite | Werbung und Impressum 

Lebenslagen – Lebensrisiken. Atlas zur Raum- und Stadtentwicklung 
Analysen Bau.Stadt.Raum, Band 7, Hrsg.: BBSR 2012 

Ein Bild sagt mehr als tausend Worte. Wenn dieses Bild die 

Lebenslagen – Lebensrisiken 
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Information auf den Punkt bringt, komplexe Sachverhalte einfach 
vermittelt, ist gute Arbeit geleistet worden. Diesem Anspruch stellt 
sich der zweite Regionalatlas des BBSR. Im Fokus: die Orte und 
Regionen, die durch besonders gute oder schlechte Lebensumstände 
gekennzeichnet sind. Themen sind u.a. Demografie, Wirtschaft, Finan­
zen, Umwelt und Gesundheit. 

Zu beziehen bei:
 
Franz Steiner Verlag, service@steiner­verlag.de, ISBN 978­3­515­10147­9, Preis 20,00 €
 

Transaktionen kleiner Mietwohnungsbestände 
Forschungen, Heft 152, Hrsg.: BMVBS, Berlin 2011
 

Die Veröffentlichung informiert über Verkäufe kleiner Mietwohnungs­

bestände und ihre Rolle im gesamten Marktgeschehen der Woh­

nungstransaktionen. Das erlaubt Rückschlüsse auf beteiligte
 
Verkäufer­ und Käufergruppen und mögliche Veränderungen der Ei­

gentümerstruktur von Mehrfamilienhäusern. Analysiert werden auch
 
die mit den Kaufinvestitionen verbundenen Geschäftsmodelle, Art und
 
Umfang der betroffenen Bestände sowie die aus
 
dem Transaktionsgeschehen resultierenden Auswirkungen für Mieter
 
und Wohnungsmärkte. 


Zu beziehen bei:
 
forschung.wohnen@bbr.bund.de, Stichwort: Forschungen Heft 152
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